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Die zurzeit günstigen ökonomischen Rahmenbedingungen 

ermöglichen in vielen öffentlichen Haushalten Finanzie-

rungsüberschüsse und einen Rückgang der Neuverschul-

dung. Damit stehen auch finanzielle Spielräume zur Ver-

fügung, um den in den letzten Jahrzehnten aufgehäuften 

Schuldenberg vieler Kommunen abzubauen. Die aktuelle 

Debatte konzentriert sich dabei auf Altschuldenfonds für 

kommunale Kassenkredite, die entweder in den jeweils 

betroffenen Ländern oder sogar auf Bundesebene einge-

richtet werden sollen. Der Zeitpunkt für eine solche Fonds-

lösung ist günstig, da sich so das Zinsänderungsrisiko bei 

den Kassenkrediten abfangen lässt. Kommunen mit hoher 

Schuldenlast und relativ niedrigen Kassenkrediten gingen 

im vorgeschlagenen Modus allerdings leer aus. Auch wäre 

durch das niedrige Zinsniveau die finanzielle Zinsentla-

stung gegenwärtig eher gering. An der eigentlichen Alt-

schuldenproblematik setzt diese Lösung deshalb nur be-

dingt an. Für eine dauerhafte Lösung des Altschulden-

problems muss die Schuldenlast der Kommunen nachhal-

tig reduziert und einer Neuverschuldung vorgebeugt wer-

den. Neben Entschuldungs- oder Entlastungsmaßnahmen 

wird dafür auch eine Reihe weiterer Konsolidierungsbei-

träge aller föderalen Ebenen notwendig sein. Eine hohe 

Kassenkreditverschuldung ist dabei eher ein Symptom für 

grundsätzlichere Probleme im Gemeindefinanzsystem. 

Kassenkredite wären in diesem Zusammenhang somit ein 

guter Indikator und deren Abbau ein wichtiger Baustein 

eines Maßnahmenkataloges, aber eben auch nur ein Teil 

der Lösung. 

Ausgangslage und Fragestellung 

Die aktuelle Finanzlage der Kommunen ist durch Finanzie-

rungsüberschüsse und einen Rückgang der Verschuldung 

gekennzeichnet. Der Finanzierungssaldo liegt für 2017 bei 

10,7 Mrd. EUR, während gleichzeitig die Verschuldung auf 

139 Mrd. EUR zurückgegangen ist.
1
 Wesentliche Gründe für 

diese erfreuliche Entwicklung sind die guten konjunkturellen 

Rahmenbedingungen, die sich insbesondere in hohen Steu-

ereinnahmen ausdrücken sowie das niedrige Zinsniveau, das 

eine spürbare Absenkung der Kreditfinanzierungskosten er-

laubt.
2
  

Jedoch sind weiterhin große regionale Disparitäten zu beob-

achten.
3
 Nicht alle Kommunen können trotz guter Rahmen-

bedingungen ihre Haushalte ausgleichen und ihre Verschul-

dung zurückfahren. Die Gleichwertigkeit der Lebensverhält-

nisse sowie die Chancen dieser Kommunen, den Rückstand 

auf andere Regionen aus eigener Kraft aufzuholen, werden 

durch diese Disparitäten infrage gestellt. Damit wird auch 

deutlich, dass diese Unterschiede nicht von allein verschwin-

den werden, sondern gezielte Anstrengungen der Politik er-

forderlich machen.  

Günstiger Zeitpunkt zum Abbau der Altschulden 

Ein zentraler Indikator der räumlichen Unterschiede ist die 

Höhe der Verschuldung.
4
 Daher liegt es nahe, an den Schul-

den anzusetzen, wenn die Politik die regionalen Disparitäten 

bekämpfen möchte. Das kommunale Schuldenproblem hat 

dabei zwei Dimensionen: die laufenden Defizite und damit 

die Höhe der Neuverschuldung sowie die Höhe des aufge-

laufenen Schuldenstands, also die Altschulden.  

Mit Blick auf den Schuldenstand sind zurzeit mehrere Initiati-

ven zu beobachten, hoch verschuldete Kommunen zu entla-

sten.
5
 Im Vordergrund stehen dabei Vorschläge für eine 

Übernahme der kommunalen Kassenkredite durch einen Alt-

schuldenfonds (siehe Box).
6
 Ziel ist es, die aktuelle Niedrig-

zinsphase zu nutzen und die kurzlaufenden Kassenkredite 

zu günstigen Konditionen für einen langfristigen Zeitraum 

umzuschulden. Damit soll den Kommunen das Zinsände-

rungsrisiko abgenommen werden, das bei einem Anstieg des 

allgemeinen Zinsniveaus droht. Der Zeitpunkt für diese Initia-

tive scheint günstig, da das Zinsniveau einen Tiefpunkt 

durchschritten zu haben scheint (siehe Grafik 1).
7
 Ein Zögern 

würde bedeuten, dass bei einem weiteren Anstieg des Zins-

niveaus eine Altschuldenlösung immer teurer würde.  

Grafik 1: Zinsentwicklung für Bundeswertpapiere 

Renditen börsennotierter Bundeswertpapiere RLZ 10 Jahre, in Prozent 

 

Quelle: Deutsche Bundesbank, eigene Darstellung. 
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Das Konzept des Altschuldenfonds  

In der aktuellen politischen Debatte wird vor allem die Ein-

richtung eines kommunalen Altschuldenfonds in den be-

troffenen Ländern oder sogar auf Bundesebene diskutiert. 

Die Grundidee des Fonds ist, Kredite von den teilneh-

menden Kommunen zu bündeln.
8
 Der Fonds selbst muss 

die aufgenommenen Kredite zurückzahlen und finanziert 

dies über die Beiträge, die von den Kommunen und von 

übergeordneten föderalen Ebenen wie den Ländern oder 

dem Bund gezahlt werden. Die Vorteile einer solchen Lö-

sung sind ein professionelles Schuldenmanagement so-

wie eine Größen- und Fristentransformation, welche von 

den Kommunen zur Konsolidierung oder Tilgung der Alt-

schulden genutzt werden können. Dadurch kann der 

Fonds eine Verstetigung der Zins- und Tilgungsraten auch 

bei steigendem Zinsniveau ermöglichen. Den Kommunen 

wird damit also einerseits das Zinsänderungsrisiko abge-

nommen. Andererseits sind die Beiträge im Idealfall gerin-

ger als ihr gegenwärtiger Kapitaldienst. Beispielsweise 

auch, weil im Fonds bestehende Kredite auf eine längere 

Laufzeit umgeschuldet werden und damit die laufenden 

Tilgungsverpflichtungen gesenkt werden können. Die Hö-

he der Entlastungswirkung für die Kommunen wird im 

Wesentlichen über die Höhe der Beiträge von Bund und 

Ländern bestimmt. In keinem der diskutierten Vorschläge 

ist dabei eine vollständige Übernahme der kommunalen 

Schulden vorgesehen.  

Kassenkredite belasten bestimmte Kommunen  

Die Konzentration auf die Kassenkredite ist Folge der Debat-

te der letzten Jahre. Seit dem Jahr 2000 hat diese Schulden-

art stark zugenommen. In einigen Kommunen haben sich 

hohe Kassenkreditbestände verfestigt. Zunehmend verlor der 

Kassenkredit dort seine Funktion als kurzfristiger Liquiditäts-

puffer und wurde zur dauerhaften Finanzierung laufender 

Ausgaben und zur Deckung der wiederholt anfallenden 

Haushaltsdefizite zweckentfremdet.
9
 Darum gilt der Kassen-

kredit als Krisenindikator für eine angespannte Finanzlage.  

Aktuell haben die Kommunen Kassenkredite in Höhe von 

46,7 Mrd. EUR.
10

 Im Vergleich zum Schuldenstand im Jahr 

2000 ist dies eine Zunahme um fast 40 Mrd. EUR, trotz eines 

Rückganges in den vergangenen zwei Jahren. Im Gegensatz 

zu den langlaufenden Investitionskrediten haben Kassenkre-

dite in der Regel eine kurze Laufzeit und müssen deshalb 

häufig refinanziert werden. Das machte sie einerseits in der 

gegenwärtigen Niedrigzinsphase besonders zinsgünstig. 

Damit nimmt andererseits aber auch das Risiko zu, dass bei 

steigenden Zinsen die Kreditfinanzierungskosten für Kas-

senkredite einen spürbar höheren Anteil des Haushalts in 

Anspruch nehmen.
11

  

Betroffen von einer hohen Kassenkreditverschuldung sind 

seit Langem insbesondere Kommunen in Nordrhein-West-

falen, Rheinland-Pfalz, dem Saarland und Hessen.
12

 Auch in 

anderen Bundesländern finden sich vereinzelt hoch ver-

schuldete Kommunen, während wiederum in einigen Län-

dern (z. B. Bayern oder Sachsen) eine hohe Kassenkredit-

verschuldung nahezu unbekannt ist. Somit würde ein Alt-

schuldenfonds für Kassenkredite insbesondere den großen 

Städten in Nordrhein-Westfalen (die über 50 % aller Kas-

senkredite auf sich vereinigen) zugutekommen.
13

 

Die unmittelbar entlastende Wirkung für diese Kommunen 

würde vor allem darüber erfolgen, ihnen das Zinsänderungs-

risiko abzunehmen. Bereits ein Zinsanstieg um 1 % hätte 

Mehrkosten für die Kommunen in der Kreditbewirtschaftung 

von rd. 470 Mio. EUR zur Folge.
14

 Gerade in hoch verschul-

dete Kommunen würde der Anstieg der Kreditfinanzierungs-

kosten den geringen Haushaltsspielraum weiter schmälern. 

Bereits heute ist ein Haushaltsdefizit bei Kommunen mit ho-

hen Kassenkrediten deutlich wahrscheinlicher. Bei einem 

Anstieg des Zinsniveaus würde sich der Abstand zu geringer 

verschuldeten Kommunen weiter erhöhen (siehe Grafik 2). 

Ein Haushaltsdefizit hat auch unmittelbar negative Auswir-

kungen auf andere Ausgabenbereiche wie z. B. die Investi-

tionen. Folglich würde sich die schwierige Ausgangslage die-

ser Kommunen allein durch einen Zinsanstieg bei den Kas-

senkrediten weiter verschärfen. 

Grafik 2: Haushaltsdefizit bei steigenden Zinsen 

Anteil der Kommunen mit Haushaltsdefizit 

 

Anmerkung: Dargestellt ist der Anteil der Kommunen, die laut Kassenstatistik 

im Jahr 2015 einen negativen Saldo der laufenden Einnahmen und Ausgaben 

zuzüglich des Saldos der Vermögensrechnung aufweisen. Die Auswirkungen 

der Zinsänderungen werden in der Abbildung nur für den jeweiligen Kas-

senkreditbestand einer Gemeinde abgebildet.  

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung.  

Altschuldenproblem betrifft nicht nur Kassenkredite 

Trotz des Zinsänderungsrisikos sollte aber auch berücksich-

tigt werden, dass die absoluten Zinsbelastungen durch die 

Kassenkredite momentan vergleichsweise gering sind. Grund 

dafür ist der deutliche Zinsrückgang der vergangenen Jah-

re.
15

 Im Umkehrschluss bedeutet das aber auch, dass die 

reale finanzielle Entlastung in den laufenden Haushalten 

durch einen Altschuldenfonds für Kassenkredite zunächst 

ebenfalls nur relativ gering wäre, insbesondere wenn die 

Kommunen auch weiterhin über Beiträge zum Fonds ihren 

Tilgungsverpflichtungen
16

 nachkommen müssen.  

Die effektive Schuldenlast wird auch maßgeblich durch die 

Höhe der Investitionskredite bestimmt. Ein Altschuldenfonds, 

der sich nur auf Kassenkredite fokussiert, würde deshalb ei-
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nen Großteil des Problems ausblenden. Allerdings ist die 

Höhe der Gesamtverschuldung – zumal in Anbetracht der 

Probleme bei der statistischen Erfassung
17

 – für sich ge-

nommen aber ebenfalls kein geeigneter Verteilungsansatz 

für eine Altschuldenhilfe. Unter den investiven Schulden soll-

ten nämlich auch Verwendungszwecke zu finden sein, die 

einen rentablen Mehrwert (in Form zusätzlicher Einnahmen) 

versprechen und damit die finanzielle Tragfähigkeit auch bei 

einer höheren Verschuldung sicherstellen.
18

 Als Belastungs-

indikator eignet sich der Schuldenbestand somit nur einge-

schränkt.  

Ein geeigneter Belastungsindikator und damit angemessener 

Verteilungsschlüssel für eine Altschuldenhilfe ist hingegen 

die tatsächliche Schulden- bzw. Zinslast. Diese lässt sich 

beispielsweise über Quoten abbilden, die die Zinszahlungen 

(ggf. + Tilgungsaufwand) ins Verhältnis zu den Einnahmen 

setzen. Dadurch wird die finanzielle Belastung des Haushalts 

in Relation zur Fähigkeit zum Kapitaldienst abgebildet (siehe 

Box).  

Indikatoren der kommunalen Schuldentragfähigkeit 

Für die Bewertung der Schuldentragfähigkeit werden im 

Allgemeinen Zinsbelastungen ins Verhältnis zur Wirt-

schafts- oder Finanzkraft eines Schuldners gesetzt. Auf 

Ebene der Nationalstaaten wird dazu beispielsweise die 

Schuldenlast ins Verhältnis zum BIP gesetzt. Für die 

Kommunen können zwei ähnliche Maße abgeleitet wer-

den.  

Schulden-Einnahmen-Quotient: Da das BIP auf Gemein-

deebene nicht vorliegt, können die Gesamteinnahmen als 

Näherungswert für die Finanzkraft der Gemeinde heran-

gezogen werden. Die Kennzahl gibt dann Auskunft dar-

über, wie hoch der Schuldenbestand im Vergleich zu den 

für den Kapitaldienst zur Verfügung stehenden Einnah-

men ist.  

Zins-Einnahme-Quotient: Maßgeblich für die Schuldenlast 

ist die Zinszahlung, die mit einer Verschuldung einher-

geht. Der Indikator setzt die Höhe der Zinsverpflichtungen 

ins Verhältnis zu den zur Verfügung stehenden Einnah-

men.  

Beide diskutierten Tragfähigkeitsindikatoren liefern ein ähnli-

ches Bild. Im Folgenden wird die Zins-Einnahme-Quote be-

trachtet, da sich die Konzeption eines Altschuldenfonds vor 

allem auf die Zinsen fokussieren sollte.
19

 Die durchschnittli-

che Zins-Einnahme-Quote aller Kommunen mit mehr als 

5.000 Einwohnern betrug zwischen 2013 und 2015 rd. 1,5 % 

und lag damit in einer Größenordnung, die keinen Zweifel an 

der finanziellen Tragfähigkeit zulässt. Jedoch gibt es auch 

einzelne Kommunen, bei denen über 10 % der Einnahmen 

durch die Zinszahlungen „aufgefressen“ werden, selbst in 

Zeiten hervorragender konjunktureller Rahmenbedingungen 

und hoher Steuereinnahmen.  

Für diese Kommunen erscheint eine Altschuldenlösung sinn-

voll. Vergleicht man die Höhe der Kassenkredite und die Hö-

he der Zinslast wird ersichtlich, dass ein großer Teil der hoch 

verschuldeten Kommunen auch unter einer hohen Zins-

lastquote leidet (siehe Grafik 3). Mithin würde also ein Alt-

schuldenfonds für Kassenkredite einem Großteil dieser 

Kommunen helfen.  

Allerdings gibt es auch zahlreiche Kommunen, die eine be-

achtliche finanzielle Belastung in Form einer hohen Zins-

Einnahme-Quote haben, jedoch nur verhältnismäßig wenige 

Kassenkredite. Legt man die kritische Schwelle der Zins-

Einnahme-Quote bei 5 %
20

 an, lagen im Jahr 2015 

141 Kommunen mit fast 3,5 Mio. Einwohnern über diesem 

Wert. Davon haben aber nur 76 Kommunen auch eine hohe 

Kassenkreditverschuldung von über 1.000 EUR je Einwoh-

ner.
21

 Kommunen mit einer hohen Schuldenlast aber relativ 

niedrigen Kassenkrediten kämen bei den bisher diskutierten 

Altschuldenhilfen aber nicht zum Zug. Dies betrifft insbeson-

dere den kreisangehörigen Raum. Soll eine Altschuldenlö-

sung allen bedürftigen Kommunen zugutekommen, muss die 

Treffgenauigkeit eines Altschuldenfonds in seiner bisher dis-

kutierten Konzeption mit Konzentration auf Kassenkredite 

deshalb kritisch hinterfragt werden.
22

 

Grafik 3: Kassenkredite und Zinslast 

 

Anmerkung: Dargestellt sind die durchschnittlichen Kassenkredite je Einwoh-

ner und Zins-Einnahme-Quoten für die Jahre 2013–2015 für alle Kommunen 

mit mehr als 5.000 Einwohnern. Zu erkennen ist ein Zusammenhang zwischen 

der Höhe von Kassenkrediten und Zins-Einnahmen-Quoten: hohe Zins-

Einnahme-Quoten gehen im Allgemeinen auch mit einer hohen Kassenkredit-

verschuldung einher. Dies gilt insbesondere für die kreisfreien Städte (grüne 

Punkte). Allerdings gibt es bei allen anderen Kommunen (graue Punkte) eine 

erhebliche Streuung. Hohe Kassenkredite bei relativ niedrigen Zins-

Einnahmequoten (Punkte unterhalb der Linie) sine ebenso zu beobachten, wie 

hohe Zins-Einnahme-Quoten bei relativ niedrigen Kassenkreditschulden 

(Punkte oberhalb der Linie). Diese Kommunen würden in einem Altschulden-

fonds, der nur auf die Kassenkredite abstellt, nicht adäquat berücksichtigt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 

Altschuldenabbau allein reicht nicht aus 

Ein Altschuldenfonds für Kassenkredite kann noch aus einem 

anderen Grund hinterfragt werden: Unklar bleibt weitestge-

hend, wie eine Neuverschuldung verhindert wird. Für eine 

nachhaltige Entschuldung ist es notwendig, nicht nur die Alt-

schulden zu tilgen, sondern vor allem die Defizite im laufen-

den Haushalt zu schließen und damit einer Neuverschuldung 

vorzubeugen.
23

 Versteht man die Kassenkredite als 

Symptom tiefer liegender Probleme des Gemeindefinanzsy-
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stems wird klar, dass ein „herumdoktern“ daran nicht ausrei-

chen wird. Um das Altschuldenproblem dauerhaft zu lösen, 

muss an den eigentlichen Ursachen angesetzt werden. Da-

bei sind die Gründe für die kommunale Verschuldung vielfäl-

tig und auf allen föderalen Ebenen zu finden.
24

  

Anreizwirkung und Verantwortlichkeiten berücksichtigen 

Im komplexen deutschen Gemeindefinanzsystem ist der An-

teil der Verantwortung von einzelnen Kommunen, den Län-

dern oder dem Bund sowie ihren jeweiligen Akteuren über 

die Jahrzehnte hinweg kaum abzugrenzen. Vielmehr ist es 

Teil des Problems, dass Verantwortlichkeiten nicht eindeutig 

zugeordnet und damit die Verantwortung immer an den 

nächsten Beteiligten weiter geschoben werden kann.
25

 Wenn 

zur Lösung des kommunalen Altschuldenproblems – insbe-

sondere unter Beteiligung von Bund und Ländern – an den 

eigentlichen Gründen angesetzt werden soll, stellt die Vielfäl-

tigkeit der Ursachen kommunaler Verschuldung die politi-

schen Entscheider vor ein Dilemma.  

Einerseits spricht gegen eine (bedingungslose) Entschuldung 

das so genannte Selbsthaftungsprinzip. Dieses verlangt, 

dass derjenige für seine Schulden haftet, der sie aufgenom-

men hat.
26

 Dadurch wird erreicht, dass sich ein Schuldner 

vorher gut überlegt, wofür und wie viele Schulden er auf-

nimmt.
27

 Ein Altschuldenfonds darf darum nur eine einmalige 

Hilfe sein und sollte auch mit spürbaren kommunalen Eigen-

beiträgen einhergehen, weil sich sonst der Anreiz für die 

Kommunen ergibt, auf einen erneuten Schuldenerlass zu 

spekulieren und darum bereitwillig in die Neuverschuldung zu 

gehen. 

Andererseits sind die Kommunen nur für einen Teil ihrer Ver-

schuldung selbst verantwortlich. Darum würde das Selbsthaf-

tungsprinzip ins Leere laufen, wenn man die Kommunen mit 

dem Altschuldenproblem allein ließe und ihnen alle Kosten 

der Altschuldenlösung aufbürdet. Zudem ist zu berücksichti-

gen, dass Schuldenprobleme über so genannte „externe Ef-

fekte“ auch auf andere, unbeteiligte Dritte ausstrahlen kön-

nen z. B. wenn einzelne Kommunen ihrer zentralörtlichen 

Funktionen für das Umland nicht mehr nachkommen kön-

nen.
28

 Eine Beteiligung höherer föderaler Ebenen ist darum 

unter bestimmten Voraussetzungen sinnvoll oder sogar ge-

boten. 

Ein Beitrag aller föderalen Ebenen ist notwendig 

Unstrittig ist, dass eine übermäßige Verschuldung die Hand-

lungsspielräume der Kommunen einschränkt und damit ihren 

Beitrag zur Daseinsvorsorge gefährdet. Eine Lösung für das 

kommunale Altschuldenproblem ist deshalb notwendig. Die 

gute Nachricht ist, dass sich trotz des komplexen (Gemein-

de-)Finanzsystems auf jeder Ebene Stellschrauben identifi-

zieren lassen, die eine dauerhafte Lösung des Problems er-

möglichen.  

Letztlich sollte deshalb eine Altschuldenlösung nicht nur die 

Höhe der Kassenkredite berücksichtigen, sondern eine 

Schuldenhilfe für alle Kommunen leisten, die aufgrund ihrer 

Gesamtverschuldung mit hohen Zinslastquoten zu kämpfen 

haben. Um eine Entschuldung der betroffenen Kommunen 

zu ermöglichen und einer Neuverschuldung vorzubeugen 

sind außerdem weitere, korrespondierende Maßnahmen 

durch alle drei föderalen Ebenen notwendig. Hierzu gehören 

in erster Linie grundsätzliche Anpassungen in den Finanzbe-

ziehungen zwischen den föderalen Ebenen. Einerseits, um 

die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten stärker heraus-

zustellen und andererseits, um gerade auch in finanz- und 

strukturschwachen Kommunen einen dauerhaften Haushalt-

sausgleich zu ermöglichen.  

Eine derartige Finanzreform müsste einen dauerhaften Bei-

trag des Bundes zur Entlastung der Kommunen vorsehen, 

vor allem indem der Bund bei von ihm bestimmten Aufgaben 

stärker auf die Konnexität achtet.
29

 Dies könnte beispielswei-

se einnahmeseitig sowohl eine höhere Kostenerstattung bei 

den Sozialaufgaben als auch einen größeren Anteil der 

Kommunen am Steueraufkommen umfassen. Aber auch mit 

Blick auf die Ausgaben kann die Frage nach den kommuna-

len Gestaltungsspielräumen gestellt werden, z. B. im Hinblick 

auf die Flexibilität von Standards auf kommunaler Ebene.  

Ganz zentral ist aber auch ein größeres Engagement der 

Länder. Diese sind letztendlich für eine auskömmliche Fi-

nanzausstattung ihrer Kommunen verantwortlich. Eine hohe 

Kassenkreditverschuldung kann darauf hindeuten, dass die-

se in den vergangenen Jahren teilweise nicht gegeben war. 

Neben einer besseren Dotierung der Finanzausgleichssy-

steme wäre auch eine gezieltere Ausgestaltung der Vertei-

lungsmechanismen zugunsten finanzschwacher Kommunen 

denkbar. Darüber hinaus haben die Länder mit der organisa-

torischen Ausgestaltung der kommunalen Zuständigkeiten 

aber auch einen entscheidenden Einfluss auf die Ausgaben-

seite der Kommunen.  

Nicht zuletzt obliegen die Formulierung der haushaltsrechtli-

chen Vorgaben und die Kontrolle der Umsetzung im Zuge 

der Kommunalaufsicht den Ländern. Gerade dieser Aspekt 

ist wichtig, denn eine zentrale Frage bleibt: Wie kann sicher-

gestellt werden, dass die Regeln für eine solide Haushalts-

führung tatsächlich eingehalten werden und sich alle Beteilig-

ten für die nächsten Jahrzehnte an ihre Verpflichtungen hal-

ten? Ist für eine auskömmliche Finanzausstattung der Kom-

munen gesorgt, kann eine striktere Ausgestaltung und die 

konsequente Durchsetzung der Regeln für die kommunale 

Haushaltswirtschaft eine überbordende (Neu-)Verschuldung 

verhindern.
30

 Dabei müssen die Länder über die haushalts-

rechtlichen Vorgaben auch sicherstellen, dass der Kassen-

kredit zukünftig wieder auf seine ursprüngliche Rolle als Li-

quiditätspuffer zurückgeführt wird.
31

 

Natürlich müssen auch die Kommunen selbst ihren Beitrag 

(neben den ggf. zu zahlenden Tilgungs- und Zinsbeiträgen 

an den Fonds) in Form einer konsequenten Haushaltskonso-

lidierung leisten. Hierzu gehören alle Maßnahmen zur Steige-

rung der wirtschaftlichen Aufgabenerfüllung ebenso wie die 

kritische Prüfung von freiwilligen Ausgaben.
32

 Hierbei gilt na-

türlich, dass sich die Kommunen nicht „kaputtsparen“ dürfen.  
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Deshalb sollten kurzsichtige Konsolidierungsmaßnahmen 

vermieden werden, die langfristig hohe Folgekosten nach 

sich ziehen.
33

 Vielmehr muss es darum gehen, wieder ver-

stärkt die langfristigen Auswirkungen von Verschuldung für 

Politik und Bürger sichtbar zu machen. Unter Umständen wä-

re deshalb auch die Beteiligung der Einwohner an der Schul-

denkonsolidierung in Form eines „Bürgersolis“
34

 sinnvoll. Da-

durch würden die Folgen der Haushaltspolitik für die Bürger 

unmittelbar spürbar und somit den politischen Druck erhöht, 

verantwortungsvoll und weitsichtig mit öffentlichen Mitteln 

umzugehen. Die leichtfertige Verschuldung verlöre damit 

spürbar an Attraktivität.  

Fazit 

Eine Lösung des kommunalen (Alt-)Schuldenproblems be-

darf der Entlastung bei den aufgelaufenen Altschulden ge-

nauso wie dem Verhindern einer Neuverschuldung. Dazu ist 

ein ganzes Bündel in sich greifender Maßnahmen notwendig, 

die von allen föderalen Ebenen mit angemessenen Beiträgen 

in Angriff genommen werden müssen. Hohe Kassenkreditbe-

stände sind Zeichen grundsätzlicher Probleme des Gemein-

definanzsystems. Demnach reicht ein kurieren der Sympto-

me nicht, sondern es muss an den Ursachen angesetzt wer-

den. Dabei ist ein Altschuldenfonds für aufgelaufene (Kas-

sen-)Kredite ein erster Schritt, dem aber weitere Konsolidie-

rungsbeiträge folgen müssen.  

Bei der Ausgestaltung von Schuldenhilfen sollte dabei stär-

ker auf die Verringerung der effektiven Schuldenlast abge-

stellt werden, um auch zielgenau die Kommunen zu errei-

chen, die durch eine hohe Verschuldung besonders beein-

trächtigt werden. Wichtig für eine Lösung wird auch sein, die 

Ursachen der Verschuldung zu adressieren, da sonst die 

Wirkung einer Entschuldung bzw. einer Schuldenhilfe nach 

wenigen Jahren verpufft. Beides wäre ein echter Beitrag zum 

Abbau der regionalen Disparitäten und zur Schaffung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse im Land. Dieses Ziel wird 

letztendlich aber nur erreichbar sein, wenn der Bund und die 

Länder mit ihren Kommunen auch effektive Wege finden, ei-

ner Neuverschuldung ihrer finanzschwachen Kommunen 

vorzubeugen. ■ 

Weitere Publikationen und Informationen von KfW Rese-

arch rund um das Themenfeld „Kommunen und Infrastruk-

tur“ finden Sie unter www.kfw.de/research-kommunen 
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